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A. Problem 

Nach § 45 Abs. 2 des Asylverfahrensgesetzes treten die Vor-
schriften über das besondere Verfahren bei offensichtlich un-
begründetem Asylantrag zwei Jahre nach Inkrafttreten des 
Gesetzes, d. h. am 1. August 1984, außer Kraft. Die Beibehal-
tung dieser Vorschriften soll bis zum 31. Dezember 1988 er-
möglicht werden, damit eine Entscheidung über die endgül-
tige Fortgeltung der Vorschriften über das besondere Verfah-
ren bei offensichtlich unbegründeten Asylanträgen erst inner-
halb dieses Zeitraumes aufgrund der bis dahin gesammelten 
Erfahrungen getroffen wird. 

B. Lösung 

§ 45 Abs. 2 des Asylverfahrensgesetzes erhält eine Fassung, 
die die Geltung der dort genannten Vorschriften über den 
31. Juli hinaus dadurch ermöglicht, daß der Zeitpunkt für ihr 
Außerkrafttreten mit Ablauf des 31. Dezember 1988 festge-
setzt wird. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 

C. Alternativen 

Die Fraktion der SPD hat vorgeschlagen, die Zustimmung zu 
dem Gesetzentwurf an die gleichzeitige Verabschiedung einer 
Entschließung zu knüpfen, in der flankierende administrative 
Maßnahmen für Asylbewerber gefordert werden, namentlich 
zur Arbeitserlaubnis, zu den Gemeinschaftsunterkünften, 
zu den Aufenthaltsbeschränkungen und zum Sachleistungs-
prinzip. 
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Die Fraktion DIE GRÜNEN hat beantragt, den Gesetzentwurf 
abzulehnen. 

Der Bundesrat hat die Auffassung vertreten, daß zusammen 
mit der Änderung des § 45 Abs. 2 des Asylverfahrensgesetzes 
gleichzeitig diejenigen weiteren Änderungen dieses Gesetzes 
verabschiedet werden müssen, die in dem von ihm einge-
brachten Gesetzentwurf in Drucksache 10/1164 enthalten 
sind. 

D. Kosten 

Durch den Entwurf entstehen Bund, Ländern und Gemeinden 
keine Kosten. Die Beibehaltung des beschleunigten Verfah-
rens für offensichtlich unbegründete Asylanträge hat viel-
mehr zur Folge, daß für diese Fälle einer Verlängerung der 
Aufenthaltsdauer und damit einer größeren Kostenlast für 
Länder und Gemeinden entgegengewirkt wird. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Asylverfahrensgesetzes 
— Drucksache 10/1255 — unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 24. Mai 1984 

Der Innenausschuß 

Dr. Wernitz 

Vorsitzender 

Wartenberg (Berlin) 

Berichterstatter 

Dr. Olderog Dr. Hirsch Fischer (Frankfurt) 
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Bericht der Abgeordneten Wartenberg (Berlin), Fischer (Frankfurt), Dr. Olderog 
und Dr. Hirsch 

I. Allgemeines 

Der Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung 
des Asylverfahrensgesetzes wurde vom Deutschen 
Bundestag in seiner 67. Sitzung am 12. April 1984 
beraten und an den Innenausschuß federführend 
sowie an den Rechtsausschuß zur Mitberatung 
überwiesen. 

Der Rechtsausschuß hat in seiner Stellungnahme 
vom 24. Mai 1984 mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen bei Enthaltung seitens der Oppositions-
fraktionen empfohlen, dem Gesetzentwurf zuzu-
stimmen. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf in sei-
ner 28. Sitzung am 4. Mai und in seiner 29. Sitzung 
am 24. Mai 1984 beraten und mit Mehrheit bei teil-
weiser Enthaltung seitens der Fraktion der SPD 
und gegen die Stimmen eines Teiles der Fraktion 
der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN die An-
nahme des Gesetzentwurfes beschlossen. 

II. Zu den Beratungen im Innenausschuß 

Der Ausschuß hat zusammen mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf auch den Gesetzentwurf des Bun-
desrates zur Änderung des Asylverfahrensgesetzes 
— Drucksache 10/1164 — anberaten. Er war jedoch 
der Auffassung, daß die über die Verlängerung des 
§ 11 des Asylverfahrensgesetzes (AsylVfG) hinaus-
gehenden Vorschläge zur Änderung dieses Geset-
zes einer vertieften Erörterung zugeführt werden 
müßten, die es nicht erlaubt hätte, über die Frage 
einer Verlängerung der Gültigkeit des § 11 AsylVfG 
noch rechtzeitig vor dem Auslaufen der Regelung 
zu entscheiden. 

Der Ausschuß hat deshalb aus Zeitgründen zu-
nächst nur zu der im Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung allein enthaltenen Verlängerungsregelung 
durch eine entsprechende Änderung des § 45 Abs. 2 
AsylVfG Beschluß gefaßt und wird die weitergehen-
den Vorschläge im Gesetzentwurf des Bundesrates 
zu einem späteren Zeitpunkt intensiv beraten. 

1. Die Bundesregierung hat im Rahmen der Bera-
tungen ergänzend zu den Ausführungen in 
Drucksache 10/1255, auf die im übrigen verwie-
sen wird, zur Begründung des Gesetzentwurfes 
die wesentliche Funktion des § 11 AsylVfG un-
terstrichen, die es gebiete, ein Auslaufen dieser 
Regelung zum 31. Juli dieses Jahres aufzuschie-
ben und die vorgesehene Änderung des § 45 
Abs. 2 AsylVfG vorzunehmen. Die Auffassung, 
daß § 11 AsylVfG eine wesentliche Funktion im 
derzeitigen Asylwesen zukomme, werde im übri-
gen von allen Bundesländern geteilt. Das Bun-
desverfassungsgericht habe in einem Beschluß 

vom 2. Mai 1984 die Verfassungsmäßigkeit der 
Regelung bestätigt, so daß die insoweit geäußer-
ten Bedenken nunmehr nicht mehr erhoben 
werden könnten. Durch § 11 AsylVfG solle nicht 
derjenige abgeschreckt werden, der bona fide 
um Asyl nachsuche, sondern verdeutlicht wer-
den, daß derjenige, der offensichtlich unbegrün-
det Asyl beantrage, daraus keine aufenthalts-
rechtlichen Vorteile erwarten könne. 

Es sei daran zu erinnern, daß es erst vor weni-
gen Jahren über 100 000 Asylbewerber pro Jahr 
gegeben habe und dadurch für Bund und Länder 
eine Kostenlast von nahezu 1 Mrd. DM entstan-
den sei. Noch stärker ins Gewicht gefallen seien 
die Schwierigkeiten und Unmöglichkeiten, die 
Asylbewerber geeignet unterzubringen. Die in-
soweit in der Öffentlichkeit teilweise auch pau-
schalierend den Bundesländern gegenüber vor-
getragene Kritik sei eine Folge des übermäßigen 
Zustroms unberechtigter Asylbewerber gewe-
sen. In dem Maße, in dem dieser Zustrom etwas 
habe vermindert werden können, sei es auch 
möglich, die Unterbringungsmöglichkeiten zu 
verbessern. 

In den vergangenen Jahren sei die Zahl der 
Asylbewerber dann zurückgegangen, wobei dar-
auf hinzuweisen sei, daß sie im ersten Drittel 
des laufenden Jahres bereits erheblich angestie-
gen sei. In den ersten vier Monaten des laufen-
den Jahres habe es 7 882 Asylbewerber gegeben, 
während es im gleichen Zeitraum des vergange-
nen Jahres knapp 6 000 gewesen seien. Nehme 
man als Bezugszahl für die Anwendung des § 11 
AsylVfG sowohl diejenigen Fälle, in denen Asyl-
bewerber abgelehnt worden seien, als auch die-
jenigen, in denen sie anerkannt worden seien, 
seien vom Bundesamt für die Anerkennung aus-
ländischer Flüchtlinge in der Zeit vom 1. August 
1982 bis 29. Februar 1984 13,5 v. H. der Asylan-
träge als offensichtlich unbegründet abgelehnt 
worden. Sinnvoll sei es jedoch, als Bezugszahl 
für die Anwendung des § 11 AsylVfG zugrunde 
zu legen, wie viele der abgelehnten Asylanträge 
als offensichtlich unbegründet eingestuft wor-
den seien. Bei dieser Bezugsgröße ergebe sich 
eine Anwendung des § 11 AsylVfG in 18,5 v. H. 
der Fälle. Bei einer Anwendung in rund 20 v. H. 
der Fälle sei eine Größenordnung gegeben, die 
darlege, daß in bezug auf die Anwendung des 
§ 11 AsylVfG mit Sorgfalt verfahren werde und 
andererseits auf dieses Instrument der Ableh-
nung durch das Bundesamt nicht verzichtet wer-
den könne. In der Antwort auf die Kleine An-
frage der Fraktion der SPD zu den Erfahrungen 
mit § 11 AsylVfG — Drucksache 10/1159 — sei 
ferner dargelegt, daß die Entscheidungen des 
Bundesamtes in ganz erheblichem Ausmaß 
durch die Gerichte bestätigt worden seien. In 
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Rechnung zu stellen sei ferner die beträchtliche 
Zahl derjenigen Asylanträge, die außergericht-
lich durch ihre Zurücknahme erledigt würden. 
Man könne von der Annahme ausgehen, daß § 11 
AsylVfG nicht jeden Asylbewerber veranlasse, 
alle Rechtsmittel auszuschöpfen, sondern einzu-
sehen, daß eine weitere Rechtsverfolgung unsin-
nig sei und seinen Antrag zurückzuziehen. Die 
Bundesregierung sei daher der Auffassung, die 
Situation im Asylwesen sei nicht dergestalt, als 
daß derzeit auf § 11 AsylVfG verzichtet werden 
könne. Deswegen habe sie es als richtig angese-
hen, allein die vorgeschlagene Änderung des § 45 
Abs. 2 AsylVfG in ihrem Entwurf vorzulegen, 
was nicht bedeute, daß es auch andere Vor-
schläge zur Änderung des Gesetzes gebe, die er-
örterungsbedürftig seien. 

2. Seitens der Fraktion der CDU/CSU wurden 
diese Ausführungen der Bundesregierung zur 
Begründung des Gesetzentwurfes unterstrichen 
und hervorgehoben, daß § 11 AsylVfG eine ab-
schreckende Wirkung gegenüber denjenigen 
entfalten solle, die offensichtlich keine politi-
schen Motive für ihren Asylantrag hätten, son-
dern offensichtlich aus rein wirtschaftlichen 
oder sonstigen, nicht relevanten Gründen in die 
Bundesrepublik Deutschland kämen. Dies sei 
ein legitimes Anliegen. Der Gesetzentwurf der 
Bundesregierung begegne daher aus der Sicht 
der Fraktion der CDU/CSU keinen Bedenken. 
Das Bundesverfassungsgericht habe in seiner 
Entscheidung vom 2. Mai 1984 sehr deutlich dar-
gelegt, daß verfassungsrechtliche Bedenken ge-
gen die Regelung des § 11 AsylVfG nicht bestün-
den. 
Hervorzuheben sei ferner, daß in einem ersten 
Bericht der Ständigen Konferenz der Innenmi-
nister und -senatoren der Länder über die Aus-
wirkungen des Asylverfahrensgesetzes, der von 
den Ministerpräsidenten der Länder gebilligt 
worden sei, einmütige Empfehlungen aller Bun-
desländer vorgelegt worden seien. Dabei hätten 
alle Bundesländer nicht nur eine befristete Ver-
längerung des § 11 AsylVfG, sondern eine völlige 
Aufhebung der Befristung vorgeschlagen, ob-
gleich dann in den Entwurf des Bundesrates 
ebenfalls eine Verlängerung der Befristung bis 
zum 31. Dezember 1988 aufgenommen worden 
sei. 

Auch wenn die weiteren Vorschläge des Bundes-
rates noch nicht abschließend beraten werden 
könnten, bekunde die Fraktion der CDU/CSU 
bereits die Auffassung, daß sie diese auf die ein-
mütigen Empfehlungen der Innenministerkon-
ferenz zurückgehenden Vorschläge unterstützen 
werde, bei denen es sich nicht um tiefgreifende, 
in die Substanz des Asylverfahrensgesetzes ein-
greifende Empfehlungen handele, sondern um 
technische Verbesserungen zur Handhabung 
der Asylbewerberproblematik und um einige 
rechtliche Klarstellungen. 

3. Von der Fraktion der FDP wurde betont, daß der 
Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 
2. Mai 1984 nicht nur bestätige, daß § 11 AsylVfG 
verfassungsgemäß sei und auch völkerrechtli

-

chen Grundsätzen entspreche, sondern darüber 
hinaus die Aussage treffe, daß die summarische 
Prüfung im verwaltungsgerichtlichen Eilverfah-
ren aufgrund des § 11 AsylVfG unter Umständen 
sowohl eine mündliche Verhandlung wie eine 
Beweiserhebung erfordere, weil die Umstände 
des Einzelfalles daraufhin überprüft werden 
müßten, ob ein Asylantrag offensichtlich unbe-
gründet sei oder nicht. Wenn die Verwaltungsge-
richte diesem Hinweis nicht oder nur einschrän-
kend folgten, stehe zu erwarten, daß die Antrag-
steller Verfahren vor dem Bundesverfas-
sungsgericht anstrengten und damit das Be-
schleunigungselement der Regelung vom Bun-
desverfassungsgericht überprüfen lassen wür-
den. Von daher müsse die ohne Einschränkung 
begrüßenswerte Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichtes dazu führen, daß die Zahl der-
jenigen Fälle steige, in denen die Verwaltungs-
gerichte von § 11 AsylVfG keinerlei Gebrauch 
machten, sondern sofort in der Hauptsache ent-
schieden. Aus einer vom Bundesminister der Ju-
stiz im Rahmen der Beratungen im Ausschuß 
vorgelegten Statistik gehe hervor, daß teilweise 
in den einzelnen Bundesländern auch jetzt 
schon mehr als die Hälfte der Verfahren gleich-
zeitig mit der Entscheidung der Hauptsache ver-
bunden würden. Dies sei ein vernünftiger Weg, 
weil die Garantien der mündlichen Hauptver-
handlung gegeben seien und die Entscheidung 
in der Hauptsache Rechtskraft erlange, während 
der Weg des § 11 AsylVfG nur zu einer summari-
schen Entscheidung über die Frage der Abschie-
bung führe. Dagegen sei die sofortige Be-
schwerde möglich, allerdings sei dann immer 
noch nicht in der Hauptsache entschieden. Da-
durch, daß die Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts das zulässige summarische Ver-
fahren nicht unerheblich beschränke, könne 
man zwar am forensischen Sinn der Regelung 
des § 11 AsylVfG zweifeln. Wenn die Bundeslän-
der gleichwohl der Auffassung seien, daß wei-
tere forensische Erfahrung mit der Regelung 
des § 11 AsylVfG gesammelt werden solle, 
stimme die Fraktion der FDP der Verlängerung 
der Vorschrift unter Berücksichtigung der dar-
gelegten Erwartungen zu. Mit dieser Zustim-
mung werde allerdings die Bitte an die Bundes-
regierung verbunden, mit den Bundesländern 
eine Verständigung darüber herbeizuführen, 
daß nach Ablauf eines Jahres eine zahlenmäßige 
Aufstellung darüber vorgelegt werde, wie sich 
die forensische Praxis entwickelt habe und wel-
che Folgerungen aus der Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichtes gezogen worden seien. 

Zu den Ausführungen der Bundesregierung sei 
anzumerken, daß § 11 AsylVfG nicht darüber 
entscheide, ob ein Asylbewerber in die Bundes-
republik Deutschland komme oder nicht, son-
dern allein eine Entscheidung darüber treffe, ob 
es ein summarisches Verfahren gebe oder nicht 
und ob es dagegen eine Beschwerde gebe oder 
nicht. 
Zu begrüßen sei, daß sich in der Diskussion über 
das Asylrecht allmählich eine gewisse Beruhi

-

gung einstelle und der Grundgedanke Fuß zu 
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fassen beginne, daß Änderungen des Asylverfah-
rens Hand in Hand mit einer sorgfältigen Be-
wertung und Verbesserung der sozialen Lage 
der Asylbewerber gehen müsse. Die Fraktion 
der FDP könne sich in keiner Weise mit man-
chen Verwaltungsentscheidungen einverstan-
den erklären, bei denen sich der Eindruck auf-
dränge, daß sie zur Abschreckung dienen sollten 
und damit sachfremd seien. Zu begrüßen sei, daß 
die Bundesregierung in einem zeitlichen Zusam-
menhang mit der Verlängerung des § 11 AsylVfG 
die Arbeitserlaubnisverordnung aufgelockert 
habe, wenn auch nur bezogen auf Asylbewerber 
aus den Staaten des Warschauer Paktes, die auf-
grund des Beschlusses der Innenministerkonfe-
renz aus dem Jahre 1966 ohnehin nicht in ihr 
Heimatland abgeschoben werden könnten. 
In bezug auf die weiteren Vorschläge des Bun-
desrates zu weiteren Verfahrensänderungen 
habe die Fraktion der FDP Vorstellungen ent-
wickelt, die sich auf die Bewegungsfreiheit der 
Asylbewerber, auf ihre Anhörung bei der Ein-
weisung in Sammelunterkünfte u. a. bezögen. 
Darüber müsse gesondert zu einem späteren 
Zeitpunkt entschieden werden. 

4. Die Fraktion DIE GRÜNEN hat eine Verlänge-
rung der Regelung des § 11 AsylVfG vor allem 
deswegen abgelehnt, weil diese Vorschrift als 
eine abschreckende Maßnahme erörtert werde. 
Die Zahl, daß das Bundesamt 13,5 v. H. der 
Asylanträge als offensichtlich unbegründet an-
gesehen habe, sage noch nichts darüber aus, wie 
viele Flüchtlinge bereits im Vorfeld, etwa in den 
Botschaften und an den Flughäfen abgewiesen 
worden seien, ohne überhaupt unmittelbar von 
der Wirkung des § 11 AsylVfG erfaßt werden zu 
können. Es gebe keine Aussage in bezug auf die 
Vorfeldwirkung der durch § 11 AsylVfG verur-
sachten Abschreckung im Hinblick auf Flücht-
linge mit begründeten Asylanliegen. Gleiches 
gelte in bezug auf die vom Bundesrat vorgeleg-
ten weitergehenden Vorschläge. 

5. Die Fraktion der SPD hat die Auffassung vertre-
ten, daß eine Verlängerung der Befristung des 
§ 11 AsylVfG nicht isoliert von den Rahmenbe-
dingungen und den flankierenden administrati-
ven Maßnahmen erörtert werden könne. Deswe-
gen könne einer Verlängerung der Geltung des 
§ 11 AsylVfG nur zugestimmt werden, wenn 
gleichzeitig im Rahmen einer politischen Ent 
schließung bekundet werde, daß dann, wenn mit 
der Regelung des § 11 AsylVfG eine abschrek-
kende Maßnahme beibehalten werden solle, eine 
Verbesserung der Situation der Asylbewerber in 
bezug auf flankierende administrative Maßnah-
men herbeigeführt werden müsse, die weitge-
hend im Zusammenhang mit der Diskussion 
und Verabschiedung des § 11 AsylVfG als gleich-
zeitiges Maßnahmenbündel ergriffen worden 
seien, um abschreckende Wirkung zu erzeugen 
und die Asylbewerberzahlen einzudämmen. Da-
bei handele es sich um Maßnahmen zu Fragen, 
die während einer Unterrichtungsfahrt des In-
nenausschusses in Sammelunterkünfte für Asyl-
bewerber und vom Ausschuß mit dem Hohen 

Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen 
im Herbst des vergangenen Jahres erörtert wor-
den und die von nationalen und internationalen 
Organisationen kritisiert worden seien. Diese 
Fragen seien in bezug auf den Aspekt der Hu-
manität im Hinblick auf die Asylbewerber von 
großer Bedeutung. Eine Verbesserung der Situa-
tion der Asylbewerber durch eine Änderung der 
flankierenden Maßnahmen in bezug auf Fragen 
der Arbeitserlaubnis, der Gemeinschaftsunter-
künfte, der Aufenthaltsbeschränkungen und des 
Sachleistungsprinzips sei gerade auch deswegen 
notwendig, weil § 11 AsylVfG eine abschrek-
kende Wirkung in bezug auf offensichtlich unbe-
gründete Asylbewerbungen zukommen solle, die 
nach den Darlegungen der Bundesregierung in 
der Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
der SPD jedoch nur 13,5 v. H. der Fälle ausmach-
ten. Von den flankierenden Maßnahmen würden 
jedoch alle Asylbewerber, d. h. auch der große 
Kreis der bona-fide-Flüchtlinge betroffen. We-
nigstens für diejenigen Asylbewerber, die in der 
Bundesrepublik Deutschland blieben, müßten 
bessere Bedingungen geschaffen werden. Die 
Fraktion der SPD habe davon abgesehen, in be-
zug auf diese Fragen eine Anhörung zu beantra-
gen, weil dann eine Beschlußfassung über die 
Verlängerungsregelung des § 11 AsylVfG nicht 
mehr rechtzeitig vor dem Auslaufen dieser Vor-
schrift gewährleistet gewesen wäre und statt 
dessen die Verknüpfung der Beschlußfassung 
mit der gleichzeitigen Verabschiedung einer po-
litischen Entschließung vorgeschlagen, in der 
der politische Wille des Deutschen Bundestages 
in bezug auf die flankierenden Maßnahmen un-
abhängig von Zuständigkeiten und ohne detail-
lierte Regelungsvorschläge, die einer intensiven 
Erörterung bedürften, bekundet werden solle. 

Die Fraktion der SPD hat deswegen die Verab-
schiedung folgender Entschließung beantragt: 

,Am 1. August 1982 trat der veränderte § 11 des 
Asylverfahrensgesetzes für die folgenden zwei 
Jahre in Kraft. Damals wurde im Sinne einer 
dringend erforderlichen Verfahrensbeschleuni-
gung und Rechtsklarheit die Novellierung von 
allen Parteien beschlossen. In den letzten zwei 
Jahren erwiesen sich nur 13,5 v. H. der Asylan-
träge als „offensichtlich unbegründet". Gleich-
zeitig galten für alle Asylsuchende abschrek-
kende administrative Maßnahmen. 

Wer § 11 als ein notwendiges und effektives In-
strumentarium gegen den Mißbrauch des Asyl-
rechts ansieht, muß auch bereit sein, daß An-
tragsteller, deren Anträge offensichtlich nicht 
mißbräuchlich sind, von den abschreckenden ad-
ministrativen Maßnahmen entlastet werden. Ge-
rade diese Gruppe der Asylsuchenden kann den 
administrativen Maßnahmen durch Rückkehr in 
das Heimatland nicht ausweichen. Diese admi-
nistrativen „flankierenden Maßnahmen" sind 
sowohl von internationalen Organisationen als 
auch von Kirchen und Wohlfahrtsverbänden in 
der Bundesrepublik kritisiert worden. 

Insofern kann die Geltung des § 11 des Asylver

-

fahrensgesetzes nur verlängert werden, wenn 
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die flankierenden administrativen Maßnahmen 
in folgender Weise verändert werden: 

1. Arbeitserlaubnis wird erteilt, wenn eine posi-
tive, noch anfechtbare Entscheidung des 
Bundesamtes oder eines Gerichtes über den 
Asylantrag vorliegt. 
(Verkürzung des Arbeitsaufnahmeverbotes) 

2. Gemeinschaftsunterkünfte sollen die Aus-
nahme sein. Der Aufenthalt in derartigen Un-
terkünften wird zeitlich limitiert. Der Bauzu-
stand und die Räumlichkeiten müssen Min-
destnormen entsprechen. Ausgebildetes Per-
sonal muß zur Verfügung stehen, individuelle 
Selbstversorgung muß grundsätzlich möglich 
sein. 

3. Aufenthaltsbeschränkungen sind abzubau-
en. 

4. Das Sachleistungsprinzip bei der Gewährung 
der Sozialhilfe ist abzuschaffen.’ 

Die Koalitionsfraktionen haben den Antrag der 
Fraktion der SPD abgelehnt und zur Begrün-
dung darauf hingewiesen, daß es dabei zum ei-
nen um Fragen gehe, die entweder im Asylver-
fahrensgesetz selbst geregelt werden müßten, 
und zum anderen um Fragen, für die die Bun

-

desländer zuuständig seien. Eine abschließende 
Meinungsbildung zu diesen Fragen bedürfe wei-
terer Erörterungen, da insoweit Entscheidungen 
zu treffen wären, die der Ausschuß noch nicht 
habe beraten können und deren Folgen bei der 
Umsetzung in die Verwaltungspraxis nicht ohne 
weiteres überblickt und entschieden werden 
könnten. Von daher könne im derzeitigen Sta-
dium des Beratungsverfahrens nur die Entschei-
dung über die Verlängerung des § 11 AsylVfG 
getroffen werden. Weitere Vorschläge zur Ände-
rung des Asylverfahrensrechts müßten geson-
dert erörtert werden, wobei die Frage der ver-
nünftigen sozialen Verhältnisse weiter beachtet 
werde. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat sich im Rahmen 
der  Abstimmung über den Antrag der Fraktion 
der SPD der Stimme enthalten. Zur Begründung 
wurde hervorgehoben, daß der Antrag der Frak-
tion der SPD zwar in bezug auf die flankieren-
den Maßnahmen richtige Initiativen formuliere, 
daß die Fraktion DIE GRÜNEN diesem Antrag 
jedoch deswegen nicht zustimmen könne, weil 
er On Junktim zwischen der Beibehaltung des 
§ 11 AsylVfG und den Änderungen in bezug auf 
die flankierenden Maßnahmen herstelle. 

Bonn, den 24. Mai 1984 

Wartenberg (Berlin) 

Berichterstatter 

Dr. Olderog Dr. Hirsch Fischer (Frankfurt) 




